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Tantieme
unternehmerisches Risiko

Leitsätze Sozialversicherungspflicht – Abgrenzung
von abhängiger Beschäftigung und
selbstständiger Tätigkeit –
Minderheitsgesellschafter-Director einer
private company limited by shares –
Vergleichbarkeit mit einem Minderheitsge
sellschafter-Geschäftsführer einer GmbH
– Anstellungsvertrag –
Stimmbindungsvertrag
1. Ein in Deutschland beschäftigter
Director einer private company limited by
shares unterliegt auch unter
Berücksichtigung des Rechts der
Europäischen Gemeinschaft grundsätzlich
der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Renten- und
Arbeitslosenversicherung vergleichbar
einem Geschäftsführer einer GmbH, für
den keine Versicherungsfreiheit besteht.
2. Anknüpfungsmerkmal der
Vergleichbarkeit im Bereich des
Sozialrechts ist die Rechtsform des
Unternehmens, bei dem das
Organmitglied beschäftigt ist. Der
deutschen GmbH ist im Vereinigten
Königreich vergleichbar die private
companies limited by shares und private
companies limited by guarantee having a
share capital.
3. Die zur Abgrenzung von abhängiger
Beschäftigung und selbstständiger
Tätigkeit bei einem Gesellschafter-
Geschäftsführer einer GmbH
maßgeblichen Kriterien gelten auch für
den Gesellschafter-Director einer private
company limited by shares, auch wenn
nach dem englischen Rechtsverständnis
die Satzung bzw. der Gesellschaftsvertrag
(Articles of Association) der private
Company limited dem Director eine von
den Gesellschaftern dem Grunde nach
unabhängige, weisungsfreie
Leitungsbefugnis einräumt.

Normenkette § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
§ 1 SGB VI
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB IV
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§ 2 SGB IV
§ 25 Abs. 1 SGB III
§ 27 Abs. 3 SGB III
§ 3 SGB IV
§ 5 SGB IV
§ 7 Abs. 1 SGB IV
§ 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV
§ 7a Abs. 6 SGB IV
§ 7a SGB IV
§ 8 SGB IV

1. Instanz

Aktenzeichen S 38 KR 424/16
Datum 23.11.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KR 7/17
Datum 02.12.2019

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 23.
November 2016 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind fÃ¼r beide Instanzen nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger in seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die
Beigeladene zu 4. mit Beginn ab 01.07.2009 abhÃ¤ngig und damit
versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht
der ArbeitsfÃ¶rderung beschÃ¤ftigt war.

Der 1956 geborene KlÃ¤ger beantragte am 10.06.2014 die Statusfeststellung bei
der Beklagten. Die Beigeladene zu 4. ist eine in das Handelsregister des
Amtsgerichts B â�¦ unter HRB. am 04.08.2008 eingetragene Zweigniederlassung
der C â�¦ mit dem Sitz (Hauptniederlassung) in Y â�¦/GroÃ�britannien (X â�¦).
Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung, Vertrieb, Aufstellung und
Betreuung von SpielgerÃ¤ten mit und ohne GewinnmÃ¶glichkeit, Betrieb von
Spielhallen im In- und Ausland, Ausstattung, Vermietung, Verpachtung und Betrieb
von gastronomischen Unternehmen im In- und Ausland sowie Handel und
Verwaltung von bzw. mit Immobilien aller Art. Der KlÃ¤ger und sein Bruder W â�¦
(geboren 1954) grÃ¼ndeten als Gesellschafter am 11.02.2008 die Beigeladene zu
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4. in Form einer private company limited mit einem Stammkapital von 10,00 GBP,
unterteilt in zehn GeschÃ¤ftsanteile zu je 1,00 GBP. Davon halten der KlÃ¤ger
GeschÃ¤ftsanteile im Nennbetrag von 3,00 GBP (30 %) und W â�¦ GeschÃ¤ftsanteile
im Nennbetrag von 7,00 GBP (70 %). Die Stimmrechte werden in der Gesellschaft
mit einfacher Mehrheit ausgeÃ¼bt. Die Satzung (Articles of Association) der
Beigeladenen zu 4. enthÃ¤lt in deutscher Ã�bersetzung unter anderem folgende
Regelungen: "Einleitung 1. (A) Die Bestimmungen in Tabelle A (im englischen
Original: "Table A") im Anhang zu den Bestimmungen zu den Regelungen fÃ¼r
Kapitalgesellschaften (Tabelle A-F) von 1985 (SI 1985 Nr. 805) mit ihrer
Ã�nderung/ErgÃ¤nzung durch die Regelungen Ã¼ber Kapitalgesellschaften (Tabelle
A-F, Ã�nderung/ErgÃ¤nzung) von 1985 (SI 1985 Nr. 1052), das Gesetz Ã¼ber
Kapitalgesellschaften von 1985 (Kommunikation per E-Mail, SMS usw.) Stand 2000
(SI 2000 Nr. 3373) sowie die Regelungen fÃ¼r Kapitalgesellschaften (Tabelle A-F,
Ã�nderung/ErgÃ¤nzung) von 2007 (SI 2007 Nr. 2541) gelten insoweit, als sie sich
auf private Gesellschaften mit beschrÃ¤nkter Haftung durch Anteile beziehen (diese
Tabelle wird im folgenden als Tabelle A bezeichnet) fÃ¼r die Gesellschaften, sofern
sie nicht hierdurch ausgeschlossen oder abgeÃ¤ndert werden. Dieses Regelwerk
(sofern diese Regelungen nicht ausgeschlossen oder abgeÃ¤ndert sind) sowie die
darin enthaltenen Bestimmungen (Articles) stellen die Bestimmungen zur
UnternehmensgrÃ¼ndung (Articles of Association) der Gesellschaft dar. (B) In
diesem Teil der Satzung bedeutet der Begriff "das Gesetz" das Gesetz Ã¼ber
Kapitalgesellschaften von 1985 und "das Gesetz von 2006" auf das Gesetz Ã¼ber
Kapitalgesellschaften von 2006, und zwar derart, dass jegliche Bezugnahme der
Satzung auf eine Bestimmung des Gesetzes bzw. des Gesetzes von 2006 sich
gleichzeitig auch auf die jeweiligen Ã�nderungen und ErgÃ¤nzungen bezieht,
solange das Gesetz in Kraft ist. 2. Die Bestimmungen 24, 64, 73, 74, 75, 80, 82, 84,
87, 94 und 118 von Tabelle A gelten nicht; die Bestimmungen 8, 30, 31, 40, 41, 62,
67, 76, 77, 78, 79, 81, 89, 90, 112 und 115 von Tabelle A werden wie in diesem
Dokument nachfolgend geÃ¤ndert. Kapital GesellschafterbeschlÃ¼sse
Ã�bertragung von Gesellschaftsanteilen Hauptversammlungen 11., 12. 13. Bei jeder
Benachrichtigung Ã¼ber die Einberufung einer Hauptversammlung der Gesellschaft
ist deutlich darauf hinzuweisen, dass ein zur Teilnahme und Abstimmung
berechtigter Gesellschafter berechtigt ist, fÃ¼r sich einen Stellvertreter zu
ernennen; dieser darf bei einer Abstimmung (schriftlich oder per Handzeichen) an
seiner Stelle abstimmen und braucht selbst nicht Gesellschafter zu sein. 14.
Versammlungen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer 16. FÃ¼r die Anzahl der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
(nicht der stellvertretenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer) gilt keine Obergrenze; ein
alleiniger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r die Gesellschaft ist zulÃ¤ssig. 17. (A) Die Inhaber
einer zur Zeit bestehenden Mehrheit der Gesellschaftsanteile sind berechtigt, einen
oder mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zu ernennen; des Weiteren kann dieser
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bzw. kÃ¶nnen diese GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer durch die Personen
ihres Amtes enthoben oder ersetzt werden, die vorstehend zur Ernennung von
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern berechtigt sind. (B) Alle Ernennungen und Amtsenthebungen
von GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern gemÃ¤Ã� dieser Satzung erfolgen durch schriftliche
Benachrichtigung mit Unterschrift des bzw. der Inhaber der Mehrheit der
Stammaktien, fÃ¼r die eine solche Ernennung bzw. Amtsenthebung durchgefÃ¼hrt
wird; diese Benachrichtigung muss am Sitz der Hauptniederlassung des
Unternehmens hinterlegt oder per eingeschriebenem Brief dorthin versandt werden.
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18. Die Rotation von GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern ist ausgeschlossen; daher gilt folgendes:
(A) In Bestimmung 67 von Tabelle A wird das erste Semikolon in einen Punkt
umgewandelt; alle nachfolgenden Worte werden gelÃ¶scht. (B) Bestimmung 76 bis
einschlieÃ�lich 79 von Tabelle A gilt nicht fÃ¼r diese Gesellschaft. 19. Bestimmung
81 von Tabelle A wird wie folgt geÃ¤ndert: (i) (ii) es wird folgender Absatz
angehÃ¤ngt: (iii) "wenn seine Ernennung gemÃ¤Ã� den Regeln in den
GrÃ¼ndungsbestimmungen (Articles of Association) der Gesellschaft widerrufen
wurde", 20. Ohne BeeintrÃ¤chtigung der anderen Befugnisse der Gesellschaft
gemÃ¤Ã� dieser Satzung und als ErgÃ¤nzung hierfÃ¼r kann die Gesellschaft per
Beschluss mit einfacher Mehrheit einen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer vor Ablauf seiner
Amtszeit seines Amtes entheben und mit ebensolchem Beschluss eine andere
Person an seiner Stelle ernennen. 21. Wenn ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gemÃ¤Ã�
Absprache mit der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerversammlung (im englischen Original:
"Board") besondere, nicht zu seinen Ã¼blichen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerpflichten
gehÃ¶rende Aufgaben wahrnimmt oder Leistungen erbringt, kann die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerversammlung ihm hierfÃ¼r zusÃ¤tzlich zu seiner Ã¼blichen
Entlohnung eine SonderprÃ¤mie auszahlen. Diese Zahlung kann als Provision zu
seinem Gehalt, als Gewinnbeteiligung oder in einer anderen vorher vereinbarten
Form erfolgen. Vollmacht, Pflichten und AblÃ¤ufe bezÃ¼glich der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer 22. Die Berechtigung der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zur Aufnahme von
Darlehen sowie zur Belastung oder VerpfÃ¤ndung des Unternehmens oder zur
Belastung des Unternehmenskapitals und des nicht eingezahlten Kapitals der
Gesellschaft unterliegt keinerlei BeschrÃ¤nkung. 23. Falls die Gesellschaft nur
Ã¼ber einen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer verfÃ¼gt, entscheidet dieser allein Ã¼ber
sÃ¤mtliche Angelegenheiten der Gesellschaft. Dieser GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer erhÃ¤lt
sÃ¤mtliche den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern zustehenden Vollmachten,
VerfÃ¼gungsfreiheiten, sonstigen Befugnisse und er ist alleinvertretungsberechtigt.
In Bezug auf vorstehende Regelung gelten die Bestimmungen 89 und 90 von
Tabelle A und werden entsprechend geÃ¤ndert. 24. GemÃ¤Ã� den Bestimmungen
des Gesetzes Ã¼ber Kapitalgesellschaften kÃ¶nnen die Gesellschafter oder die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerversammlung einen oder mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellen
und insgesamt oder hinsichtlich eines bestimmten Bereichs oder mit der alleinigen
Vertretungsbefugnis fÃ¼r die Gesellschaft ausstatten. Sofern nichts anderes per
Gesellschafterbeschluss bestimmt ist, vertreten mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer die
Gesellschaft gemeinsam. 25. Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer darf innerhalb der Gesellschaft
neben seinem Amt als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer jegliches mit entsprechender Bezahlung
verbundene Amt (auÃ�er BuchprÃ¼fer) innehaben und in diesem zusÃ¤tzlichen
Amt auch VertrÃ¤ge, Vereinbarungen und Transaktionen mit der Gesellschaft
abschlieÃ�en; er wird deswegen nicht seines Amtes enthoben und muss der
Gesellschaft nicht Rechenschaft Ã¼ber Gewinne ablegen, die aus solchen
VertrÃ¤gen, Vereinbarungen oder Transaktionen entstehen, an denen er beteiligt ist
oder an denen er kraft seines Amtes als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Gesellschaft
ebenfalls ein persÃ¶nliches Interesse hat. Voraussetzung dafÃ¼r ist, dass dieser
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer auf der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerversammlung, in welcher diese
Vertragsbeziehungen oder Vereinbarungen oder das GeschÃ¤ft und sein
persÃ¶nliches Interesse daran das erste Mal beraten wird, oder, falls dieses
persÃ¶nliche Interesse erst nachtrÃ¤glich entsteht, dann vorausgesetzt, dass dieser
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in der nÃ¤chsten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerversammlung, die nach
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dem Entstehen seines persÃ¶nlichen Interesses, abgehalten wird, der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerversammlung sein persÃ¶nliches Interesse offen legt. Unter
Bezugnahme auf das Vorstehende kann der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer als solcher Ã¼ber
sÃ¤mtliche VertrÃ¤ge, Vereinbarungen oder Transaktionen, an denen er beteiligt
ist, oder Ã¼ber hieraus resultierende Fragen abstimmen; er wird bei einer
Abstimmung bei der Diskussion Ã¼ber einen solchen Vertrag, eine Vereinbarung
oder Transaktion berÃ¼cksichtigt, sofern darÃ¼ber abgestimmt wird. Ein
allgemeiner Hinweis an die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer durch einen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der
besagt, dass er Beteiligter einer bestimmten Gesellschaft oder eines Unternehmens
ist und insofern ein Interesse an einem Vertrag, einer Vereinbarung oder GeschÃ¤ft
hat, welches, nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe seiner Beteiligung an die
entsprechende Gesellschaft bzw. das Unternehmen ergeht, gilt fÃ¼r die Zwecke
dieser Bestimmung als ausreichender Hinweis auf die Beteiligung bezÃ¼glich
Vertrags, jeder Vereinbarung oder Transaktion, der bzw. die hierfÃ¼r eingegangen
bzw. abgeschlossen wird. 26. ZusÃ¤tzlich zu obiger Bestimmung gilt: Die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sind hiermit ausdrÃ¼cklich berechtigt, fÃ¼r die Gesellschaft
VertrÃ¤ge abzuschlieÃ�en, und kÃ¶nnen dabei auch fÃ¼r sich selbst oder als
Vertreter Dritter auftreten. Diese Bestimmung hat keinerlei Einfluss auf ihre
Verpflichtung, ihre Beteiligung bekannt zu geben. Kommunikation Ã¼ber eine Web-
Site Mitteilungen Schutz vor Haftung Schiedsgerichtsbarkeit und Rechtsprechung
31. (A) Alle Streitigkeiten zwischen Gesellschaftern und der Gesellschafter mit der
Gesellschaft oder ihren Organen werden den Gerichten der Bundesrepublik
Deutschland zugewiesen, sofern die Gesellschaft ihren tatsÃ¤chlichen
Verwaltungssitz in der Bundesrepublik Deutschland unterhÃ¤lt. Ã�rtlich zustÃ¤ndig
in der Bundesrepublik Deutschland ist dann das Gericht am Verwaltungssitz der
Gesellschaft. Dauer Siegel

Der zwischen dem KlÃ¤ger und der Beigeladenen zu 4. am 07.07.2008
abgeschlossene Anstellungsvertrag lautet auszugsweise wie folgt:

Â§ 1 GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und Vertretung/Pflichten und Verantwortung (1) Herr A
â�¦ wird mit GrÃ¼ndung zum Director der Gesellschaft bestellt. (2) Der Director ist
berechtigt und verpflichtet, die Gesellschaft nach MaÃ�gabe der Gesetze, des
Gesellschaftsvertrages und einer etwaigen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsordnung allein zu
vertreten und die GeschÃ¤fte der Gesellschaft allein zu fÃ¼hren. Weisungen der
Gesellschafterversammlung und die EinschrÃ¤nkungen dieses Vertrages sind zu
befolgen. Er ist von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit. (3) Er hat die
ihm obliegenden Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften
Kaufmanns unter Wahrung der Interessen und des Gegenstandes der Gesellschaft
zu erfÃ¼llen. (4) Der Director stellt seine Arbeitskraft und seine Kenntnisse und
Erfahrungen der Gesellschaft zur VerfÃ¼gung. Er kann jedoch mit der Limited in
Wettbewerb treten. Es besteht fÃ¼r den Director folglich kein Wettbewerbsverbot.
(5) Der Director wahrt die wirtschaftlichen Interessen der Gesellschaft. Im Rahmen
der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung hat der Director fÃ¼r die wirtschaftlichen, finanziellen und
organisatorischen Belange der Gesellschaft in bester Weise Sorge zu tragen. Â§ 2
ZustimmungsbedÃ¼rftige GeschÃ¤fte Zur Vornahme von Handlungen, die Ã¼ber
den gewÃ¶hnlichen Betrieb des Handelsgewerbes der Gesellschaft hinausgehen,
bedarf der Director der ausdrÃ¼cklichen Einwilligung der
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Gesellschafterversammlung. Hierzu zÃ¤hlen insbesondere: a) Erwerb,
VerÃ¤uÃ�erung und Belastung von GrundstÃ¼cken und grundstÃ¼cksgleicher
Rechte; b) die VerÃ¤uÃ�erung des Unternehmens im Ganzen, die Errichtung,
VerÃ¤uÃ�erung und Aufgabe von Betrieben und Betriebsteilen. Â§ 3
VergÃ¼tung/Tantieme (1) Der Director erhÃ¤lt fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit ein festes
Jahresgehalt in HÃ¶he von EUR 6.000,00, zahlbar in monatlichen TeilbetrÃ¤gen in
HÃ¶he von EUR 500,00 jeweils zum Monatsende. (2) Ferner erhÃ¤lt der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eine Tantieme in HÃ¶he von 30,0 % des JahresÃ¼berschusses
der Handelsbilanz vor Verrechnung mit VerlustvortrÃ¤gen und vor Abzug der
KÃ¶rperschaft- und Gewerbesteuer. Die Tantieme darf jedoch 25,0 % des in Â§ 3 Nr.
1 dieses Anstellungsvertrages festgelegten Jahresgehaltes nicht Ã¼bersteigen. Die
Gewinntantieme ist einen Monat nach Genehmigung des Jahresabschlusses durch
die Gesellschafterversammlung fÃ¤llig. (3) Im Krankheitsfall oder bei sonstiger
unverschuldeter Verhinderung bleibt der Gehaltsanspruch fÃ¼r die Dauer von sechs
Wochen bestehen. FÃ¼r eine diesen Fortzahlungszeitraum Ã¼bersteigende
unverschuldete Dienstverhinderung wird dem Director auf die Dauer weiterer sechs
Wochen ein Zufluss in HÃ¶he der Differenz zwischen dem von TrÃ¤gern der
Krankenversicherung gewÃ¤hrten Krankengeld und seinem monatlichen
Nettogehalt gezahlt. (4) Stirbt der Director, so wird seinen Hinterbliebenen (der
Witwe oder, wenn nur Kinder vorhanden sind, den Kindern, die minderjÃ¤hrig sind
oder in einer Berufsausbildung stehen und vom GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer unterhalten
worden sind) das feste Gehalt (Abs. 1) anteilsmÃ¤Ã�ig fÃ¼r die Dauer von drei
Monaten weitergezahlt. Der Tantiemenanspruch bleibt zeitanteilig bis zum
Monatsletzten, der auf das Ableben folgt, bestehen. Â§ 4 Aufwandersatz
Reisekosten auÃ�er Personenkraftwagenkosten und sonstige Aufwendungen, die im
Interesse der Gesellschaft erforderlich sind, werden dem Director ersetzt.
Ã�bersteigen die aufgewendeten Spesen steuerlich zulÃ¤ssige PauschalbetrÃ¤ge,
so sind sie durch Belege nachzuweisen. Verpflegungsmehraufwendungen werden
ausschlieÃ�lich mit den steuerlich zulÃ¤ssigen PauschalbetrÃ¤gen ersetzt. Â§ 5
Jahresurlaub (1) Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat Anspruch auf 30 Arbeitstage bezahlten
Urlaub im GeschÃ¤ftsjahr. Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat den Zeitpunkt seines Urlaubs
so einzurichten, dass den BedÃ¼rfnissen der Gesellschaft Rechnung getragen wird.
(2) Kann der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seinen Jahresurlaub nicht oder nicht vollstÃ¤ndig
nehmen, weil zwingende Interessen der Gesellschaft entgegenstehen, so hat er
Anspruch auf Abgeltung desselben, unter Zugrundelegung der HÃ¶he des
Grundgehalts (Â§ 3 Abs. 1). Â§ 6 Dauer, KÃ¼ndigung 1. Dieser Vertrag tritt mit
Wirkung zum 08.07.2008 in Kraft und ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. 2. Es
gelten die gesetzlichen KÃ¼ndigungsfristen. Â§ 7 Schlussbestimmungen (1)
Ã�nderungen und ErgÃ¤nzungen dieses Vertrags bedÃ¼rfen zu ihrer Wirksamkeit
der Schriftform sowie der ausdrÃ¼cklichen Zustimmung der
Gesellschafterversammlung. Das gilt auch fÃ¼r die Ã�nderung der Bestimmung des
vorstehenden Satzes. (2) (3) Alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag werden im
ordentlichen Rechtsweg entschieden.

In einem Nachtrag zum Anstellungsvertrag vom 07.07.2008 regelten der KlÃ¤ger
und die Beigeladene zu 4. das (spÃ¤tere) Inkrafttreten des Â§ 3 Abs. 1
(VergÃ¼tung/Tantieme) ab 01.07.2009.
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Nachdem die Beklagte den KlÃ¤ger und die Beigeladene zu 4. mit Schreiben vom
17.06.2014 zur beabsichtigten Feststellung der Versicherungspflicht angehÃ¶rt
hatte, legte der KlÃ¤ger den zwischen ihm und W â�¦ am 30.06.2008
abgeschlossenen Stimmbindungsvertrag vor. Dieser hat auszugsweise folgenden
Inhalt: "PrÃ¤ambel Herr W â�¦ und Herr A â�¦, (im folgenden: Vertragspartner) sind
an der C â�¦ Immobilien und Automaten Ltd. mit Sitz in B â�¦, wie folgt beteiligt: Die
Vertragspartner sind daran interessiert, kÃ¼nftig eine einheitliche und konsequente
Unternehmenspolitik durchzusetzen. Sie kommen daher wie folgt Ã¼berein: 1.
Einheitliche Stimmabgabe Die Vertragspartner werden in Zukunft bei allen
GesellschafterbeschlÃ¼ssen Ã¼bereinstimmend mit Ja oder Nein stimmen oder sich
Ã¼bereinstimmend der Stimme enthalten. 2. Festlegung des Abstimmverhaltens
Vor jedem Gesellschafterbeschluss werden die Vertragspartner ihr Stimmverhalten
durch einen zwischen den Vertragspartnern zu treffenden Beschluss festlegen. Der
Beschluss wird mit Mehrheit der vorhandenen Stimmen von 75 % gefasst. Je GBP
1,00 eines GeschÃ¤ftsanteils gewÃ¤hren eine Stimme. 3.
VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkung. 4. Vertragsstrafe Im Falle einer von einem
rechtmÃ¤Ã�igen Beschluss gemÃ¤Ã� Â§ 2 abweichenden Stimmabgabe durch einen
Vertragspartner hat dieser an die Ã¼brigen Vertragspartner im VerhÃ¤ltnis des
Nennbetrages der GeschÃ¤ftsanteile derselben zueinander eine Vertragsstrafe im
Betrage von insgesamt EUR 10.000 zu zahlen. Das Recht, Schadensersatz,
ErfÃ¼llung oder Unterlassung zu verlangen, wird durch die Zahlung der
Vertragsstrafe nicht berÃ¼hrt. Die Vertragsstrafe wird auf Schadensersatz
angerechnet â�¦ 5. Dauer Dieser Vertrag wird bis zum 31.12.2015 geschlossen. Eine
KÃ¼ndigung dieses Vertrages ist wÃ¤hrend dieses Zeitraumes ausgeschlossen.
Nach Ablauf dieses Zeitraums verlÃ¤ngert sich die Vertragsdauer um jeweils ein
Jahr, wenn nicht mindestens drei Monate vor Vertragsende eine KÃ¼ndigung des
Vertrages ausgesprochen worden ist."

Mit zwei Bescheiden vom 17.07.2014 stellte die Beklagte fest, dass die TÃ¤tigkeit
des KlÃ¤gers als Director der Beigeladenen zu 4. in einem abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ausgeÃ¼bt werde und seit dem 01.07.2009
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung und nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung bestehe. Die GmbH und die Limited wiesen so weitgehende
Ã�bereinstimmungen auf, dass in einer Limited mit Verwaltungssitz in Deutschland
tÃ¤tige Gesellschafter nach innerstaatlichem Recht grundsÃ¤tzlich analog den
Gesellschaftern einer GmbH beurteilt werden kÃ¶nnten. MaÃ�geblich sei der
Anstellungsvertrag vom 07.07.2008. In diesem werde die Mitarbeit des KlÃ¤gers in
der Gesellschaft geregelt und ihm fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit eine regelmÃ¤Ã�ige
monatliche VergÃ¼tung gezahlt. Das die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
kennzeichnende Unternehmerrisiko sei dadurch nicht gegeben. Aufgrund seines
Kapitaleinsatzes von 30 % des Gesamtkapitals und dem daraus resultierenden
Stimmrechtsanteil sei es dem KlÃ¤ger nicht mÃ¶glich, die Geschicke der
Gesellschaft maÃ�geblich zu beeinflussen. Der Stimmbindungsvertrag fÃ¼hre nicht
zu einer SperrminoritÃ¤t des KlÃ¤gers in der Gesellschaft. Dagegen legte der
KlÃ¤ger am 04.08.2014 Widerspruch ein. Er sei im Hauptberuf als
Einzelunternehmer tÃ¤tig und vermiete Geld- und Spielautomaten. Diese
Automaten vermiete er auch an die Beigeladene zu 4., welche diese dann in
verschiedenen LokalitÃ¤ten betreibe. Die bestehenden MietvertrÃ¤ge seien von
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kurzfristiger Natur und jederzeit kÃ¼ndbar. Durch KÃ¼ndigung entfalle der
Unternehmenszweck der Beigeladenen zu 4 â�¦ Sein Bruder sei zwar
MehrheitseigentÃ¼mer, hÃ¤tte jedoch trotz der BeteiligungsverhÃ¤ltnisse nicht die
MÃ¶glichkeit, einen solchen wesentlichen und existenzbedrohenden Eingriff in die
Entwicklung der Beigeladenen zu 4. zu beeinflussen. Vielmehr treffe er alle
unternehmerischen Entscheidungen. Um diesen Umstand ausreichend zu
berÃ¼cksichtigen, hÃ¤tten sie den Stimmbindungsvertrag geschlossen. Dieser
Vertrag stÃ¤rke seine Stellung im Unternehmen und manifestiere die tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse dahingehend, dass Konzept und GeschÃ¤ftserfolg ganz wesentlich, in
diesem Fall sogar ausschlieÃ�lich von ihm abhingen. Eine notarielle Beurkundung
oder eine Handelsregistereintragung sei fÃ¼r eine solche Vereinbarung nicht
erforderlich.

Mit Widerspruchsbescheid vom 22.09.2014 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. MaÃ�gebend fÃ¼r die Abgrenzung einer abhÃ¤ngigen von einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit sei nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) die aus den gesetzlichen und vertraglichen Vorgaben entspringende
Rechtsmacht als Teil der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse. Ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu einer Limited liege vor, wenn die Gesellschafter
funktionsgerecht dienend am Arbeitsprozess der Limited Teil hÃ¤tten, fÃ¼r ihre
BeschÃ¤ftigung ein entsprechendes Arbeitsentgelt erhielten und keinen
maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft kraft ihres Anteils am
Stammkapital geltend machen kÃ¶nnten. Da der KlÃ¤ger nur mit 30 % am
Stammkapital der Gesellschaft beteiligt und entsprechend stimmberechtigt sei,
kÃ¶nne er aufgrund der mit einfacher Mehrheit zu treffenden
GesellschafterbeschlÃ¼sse keinen maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der
Limited ausÃ¼ben. Allein aus der weisungsfreien AusfÃ¼hrung der TÃ¤tigkeit
kÃ¶nne nicht auf eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit geschlossen werden, da der
KlÃ¤ger ansonsten in einer nicht von ihm vorgegebenen Ordnung des Betriebes
eingegliedert sei und nur im Rahmen des Gesellschaftsvertrages und der
GesellschafterbeschlÃ¼sse handeln dÃ¼rfe, sodass er â�� selbst bei Belassung
groÃ�er Freiheiten â�� der Ã�berwachung durch den Mehrheitsgesellschafter
unterliege. Dies gelte auch dann, wenn dieser Gesellschafter von seiner
Ã�berwachungsbefugnis regelmÃ¤Ã�ig keinen Gebrauch mache. Die
Weisungsgebundenheit eines geschÃ¤ftsfÃ¼hrenden Gesellschafters mit einer
Minderbeteiligung verfeinere sich dabei â�� wie bei Diensten hÃ¶herer Art Ã¼blich
â�� zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsleben. Der
Stimmbindungsvertrag vom 30.06.2008 entfalte nur schuldrechtliche Wirkung
zwischen den Gesellschaftern und kÃ¶nne jederzeit gekÃ¼ndigt werden. Selbst bei
einer abredewidrig abgegebenen Stimme werde der Gesellschafterbeschluss
dadurch nicht rechtlich unwirksam.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 22.10.2014 Klage beim Sozialgericht Leipzig erhoben.
Die gesellschaftsrechtlichen VerhÃ¤ltnisse seien nach dem Companies Act (CA) und
nicht nach dem Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrÃ¤nkter Haftung
(GmbHG) zu beurteilen. Dieses sei nicht anwendbar. Er sei
alleinvertretungsberechtigtes Organ der Gesellschaft und damit selbststÃ¤ndig. Die
Kapitalbeteiligung von unter 50 % mache ihn nicht zum abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten,
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da es ihm mit dem Stimmbindungsvertrag mÃ¶glich sei, unliebsame
GesellschafterbeschlÃ¼sse zu verhindern. Damit besitze er eine SperrminoritÃ¤t.
AuÃ�erdem sei der Stimmbindungsvertrag fÃ¼r eine feste Laufzeit bis zum
31.12.2015 abgeschlossen und nicht kÃ¼ndbar. Die darin vereinbarte
Vertragsstrafe schlieÃ�e eine Stimmabweichung faktisch aus. "Kopf und Seele" des
Unternehmens sei allein er, weil er die TÃ¤tigkeit im Zusammenhang mit dem
Aufstellen von Automaten seit 1991 ausÃ¼be und sein Bruder nur seine Kenntnisse
als Immobilienkaufmann in das GeschÃ¤ft einbringen kÃ¶nne.

Mit Beschluss vom 17.06.2016 hat das Sozialgericht Leipzig den Rechtsstreit an das
Sozialgericht Chemnitz (SG) verwiesen.

Mit Urteil vom 23.11.2016 hat das SG die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger sei bei der
Beigeladenen zu 4. ab dem 01.07.2009 abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt und damit
versicherungspflichtig in der Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung. Ein Indiz, welches fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung
spreche, sei der Anstellungsvertrag vom 07.07.2008. Dieser enthalte zahlreiche
Elemente, welche fÃ¼r das Gesamtbild einer BeschÃ¤ftigung wesentlich
mitbestimmend seien. Danach erhalte der KlÃ¤ger fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit eine
jÃ¤hrliche, feste VergÃ¼tung, die in gleichen monatlichen TeilbetrÃ¤gen am Ende
eines Monats an ihn ausgezahlt werde. Ferner habe er einen Urlaubsanspruch von
30 Arbeitstagen und einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall fÃ¼r
die Dauer von sechs Wochen. Damit lÃ¤gen typische Elemente eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses im Sinne von Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) vor. Die Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot
gemÃ¤Ã� Â§ 181 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) spreche â�� wie das BSG
bezogen auf GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer wiederholt entschieden habe (vgl. BSG, Urteil vom
29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7
Nr. 17, Rn. 27 m. w. N., juris) â�� ebenso wenig fÃ¼r das Vorliegen einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit wie der Anspruch auf eine Tantieme in HÃ¶he von 30 %
des JahresÃ¼berschusses der Handelsbilanz, da eine Gewinnbeteiligung als Anreiz
fÃ¼r erfolgsorientierte Arbeit auch bei abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigten, besonders
"leitenden Angestellten" weit verbreitet sei (vgl. Landessozialgericht fÃ¼r das Land
Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 22. Juni 2016 â�� L 8 R 1013/15 â��, Rn. 84, juris).
Es sei dem KlÃ¤ger auch nicht jederzeit mÃ¶glich gewesen, ihm nicht genehme
Weisungen durch die Gesellschafterversammlung abzuwenden. Derartige
Befugnisse ergÃ¤ben sich weder aus seiner Stellung als Mitgesellschafter der
Beigeladenen zu 4. noch aus einer gesellschaftsvertraglichen SperrminoritÃ¤t. Der
KlÃ¤ger verfÃ¼ge als Minderheitsgesellschafter der Beigeladenen zu 4. mit einem
Anteil am Stammkapital von 30 % gegenÃ¼ber dem 70% der Anteile haltenden
Mehrheitsgesellschafter nicht Ã¼ber die Stimmenmehrheit in der
Gesellschafterversammlung und auch nicht Ã¼ber eine vergleichbare Stellung, wie
sie ein mit einer im Gesellschaftsvertrag begrÃ¼ndeten SperrminoritÃ¤t
ausgestatteter Minderheitsgesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer innehabe. Da der
Gesellschaftsvertrag keine Regelungen zur Abstimmung in der
Gesellschafterversammlung enthalte, gelte englisches Recht zur Limited, wonach
die Gesellschaft BeschlÃ¼sse mit einfacher Mehrheit fasse (Shearman, GmbHR
1992, 149-157, juris). Davon gehe auch der KlÃ¤ger in seinem Antrag auf
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Statusfeststellung aus. Zugleich hÃ¤tten die Regelungen des Gesellschaftsvertrags
keine Einstimmigkeit fÃ¼r GesellschafterbeschlÃ¼sse vorgesehen, die dem KlÃ¤ger
als Minderheitsgesellschafter eine SperrminoritÃ¤t vermittelt hÃ¤tte. Insbesondere
ergebe sich aus Ziffern 17 und 20 des Gesellschaftsvertrages, dass die Stellung des
KlÃ¤gers als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nicht gesichert sei, da der Mehrheitsgesellschafter
berechtigt sei, ihn als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seines Amtes zu entheben. Der
Stimmbindungsvertrag vom 30.06.2008 fÃ¼hre nicht zu einem anderen Ergebnis.
Die Vereinbarung sei nicht geeignet, die sich aus dem Gesellschaftsvertrag
ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse mit sozialversicherungsrechtlicher Wirkung
zu verschieben, weil sie von jedem Gesellschafter aus wichtigem Grund jederzeit
gemÃ¤Ã� Â§ 723 BGB gekÃ¼ndigt werden kÃ¶nne (vgl. Bundesgerichtshof [BGH],
Urteil vom 13. Juni 1994 â�� II ZR 38/93 â��, BGHZ 126, 226-245; BGH, Urteil vom
24. November 2008 â�� II ZR 116/08 â��, BGHZ 179, 13-27, beide juris). Eine
faktische Weisungsfreiheit des KlÃ¤gers ergebe sich auch nicht aus einer
familiÃ¤ren Verbundenheit mit dem Mitgesellschafter. Das BSG habe die "Kopf und
Seele"-Rechtsprechung fÃ¼r die Beurteilung des sozialversicherungsrechtlichen
Status nach Â§ 7 Abs. 1 SGB IV aufgegeben (BSG, Urteil vom 29. Juli 2015 â�� B 12
KR 23/13 R â��, BSGE 119, 216-224, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 24, juris und BSG, Urteil
vom 29. Juli 2015 â�� B 12 R 1/15 R â��, juris; unter Verweis auf BSG, Urteil vom
29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7
Nr. 17, Rn. 32, juris).

Gegen das am 02.12.2016 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 02.01.2017
Berufung beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht (LSG) eingelegt. Nicht
berÃ¼cksichtigt worden sei, dass einem Director der private company limited nach
englischem Recht weitergehende Rechte zukÃ¤men als einem GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. AuÃ�erdem liege ein Stimmbindungsvertrag vor, welcher nur
bei schweren VerstÃ¶Ã�en gegen den Gesellschaftsvertrag gekÃ¼ndigt werden
kÃ¶nne, aber ansonsten die erforderliche Rechtsmacht verleihe, die Geschicke des
Unternehmens selbststÃ¤ndig zu bestimmen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 23.11.2016 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 17.07.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 22.09.2014
aufzuheben und festzustellen, dass er ab dem 01.07.2009 bei der Beigeladenen zu
4. eine selbststÃ¤ndige und nicht versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt hat.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist auf ihre bisherigen AusfÃ¼hrungen und das Urteil des SG und
fÃ¼hrt ergÃ¤nzend aus, dass der richtungsweisenden Entscheidung des BSG vom
27.02.2008, B 12 KR 23/06 R Ã¼ber den entschiedenen Einzelfall hinaus
grundsÃ¤tzliche Bedeutung beizumessen sei. Sozialversicherungsrechtlich
betrachtet seien Organe der Kapitalgesellschaftsformen der EU-Mitgliedsstaaten
unabhÃ¤ngig von der Bezeichnung der jeweiligen Organfunktion statusrechtlich
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dem Vorstand einer deutschen Aktiengesellschaft bzw. der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung
einer deutschen GmbH gleichzustellen. Beigelegt hat die Beklagte Stellungnahmen
des gemeinsamen Beitragseinzugs vom 17./18.03.2005 Ã¼ber die
versicherungsrechtliche Beurteilung mitarbeitender Gesellschafter einer englischen
Limited und vom 30./31.03.2009 mit einer Ã�bersicht der Kapitalgesellschaften in
den EU-Mitgliedsstaaten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Akte des Senats sowie die beigezogenen Akten des SG und
die Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der Beratung
und Entscheidungsfindung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die
Klage abgewiesen, denn der KlÃ¤ger ist ab dem 01.07.2009 als Director der
Beigeladenen zu 4. abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Der Bescheid der Beklagten vom
17.07.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 22.09.2014 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, Â§Â§ 54 Abs. 1, 2, 
55 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Der KlÃ¤ger ist in seiner TÃ¤tigkeit als Director fÃ¼r
die Beigeladene zu 4. in Deutschland abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt und unterliegt der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht
der ArbeitsfÃ¶rderung.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass des angefochtenen Bescheides ist Â§ 7a Abs. 1
Satz 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV). Danach kÃ¶nnen die Beteiligten
schriftlich eine Entscheidung der nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 3 SGB IV zustÃ¤ndigen
Beklagten beantragen, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn, die
Einzugsstelle oder ein anderer VersicherungstrÃ¤ger hat im Zeitpunkt der
Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung
eingeleitet. Die Beklagte entscheidet aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalles, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt (Â§ 7a Abs. 2 SGB IV).
Die Bekanntgabe der Statusfeststellung gegenÃ¼ber den Beteiligten erfolgt seitens
der Beklagten durch einen Verwaltungsakt mit Doppelwirkung (Pietrek in jurisPK-
SGB IV, Stand 18. Mai 2018, Â§ 7a, Rn. 39 m.w.N.).

Die Beklagte war fÃ¼r die von dem KlÃ¤ger beantragte Feststellung zustÃ¤ndig,
weil zum Zeitpunkt der Antragstellung am 10.06.2014 kein Verfahren zur
Feststellung einer BeschÃ¤ftigung eingeleitet war. Da die Beklagte in dem Bescheid
vom 17.07.2014 nicht nur festgestellt hat, dass der KlÃ¤ger bei der Beigeladenen zu
4. abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt ist, sondern auch, dass in diesem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung besteht,
genÃ¼gt sie den Anforderungen einer Statusfeststellung nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 1
SGB IV. Danach darf die Beklagte sich nicht darauf beschrÃ¤nken, eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung festzustellen. Dies kÃ¤me einer unzulÃ¤ssigen
Elementenfeststellung gleich. Die Beklagte muss vielmehr, um einen
Lebenssachverhalt zum Rechtsbegriff der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung zuzuordnen,
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das konkrete RechtsverhÃ¤ltnis bezeichnen, an das sozialrechtlich angeknÃ¼pft
werden soll, und auch Aussagen darÃ¼ber treffen, in welchen Zweigen der
Sozialversicherung die festgestellte BeschÃ¤ftigung im jeweiligen
Feststellungszeitraum zur Sozialversicherung gefÃ¼hrt hat (BSG, Urteil vom 11.
MÃ¤rz 2009 â�� B 12 R 11/07 R â�� Rn. 14 ff., juris; BSG, Urteil vom 04. Juni 2009
â�� B 12 R 6/08 R â�� Rn. 13 ff., juris).

MaÃ�gebend fÃ¼r die Beurteilung, ob der KlÃ¤ger der Versicherungspflicht
unterliegt, ist das deutsche Sozialversicherungsrecht. Es kommt zur Anwendung,
weil der BeschÃ¤ftigungsort des KlÃ¤gers in Deutschland liegt und seine
BeschÃ¤ftigung dort nicht im Voraus zeitlich begrenzt ist (Â§Â§ 3 Nr. 1, 5 Abs. 1 SGB
IV).

Der Versicherungspflicht (Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB IV) und Beitragspflicht in der
Renten- und Arbeitslosenversicherung unterliegen Personen, die gegen
Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind (Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch
â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� SGB VI, Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 â��
Sozialgesetzbuch Drittes Buch ArbeitsfÃ¶rderung â�� SGB III). BeschÃ¤ftigung ist
nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in
einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV sind Anhaltspunkte
fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung
in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer
vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem
fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess"
verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich
durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und
die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob
jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich danach, welche
UmstÃ¤nde das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤gen und hÃ¤ngt davon ab,
welche Merkmale Ã¼berwiegen (stRspr; vgl. zum Ganzen z. B. BSG, Urteil vom 16.
August 2017 â�� B 12 KR 14/16 R â��, BSGE 124, 37-47, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 31,
Rn. 17 m. w. N., juris; BSG, Urteil vom 31. MÃ¤rz 2017 â�� B 12 R 7/15 R â��, BSGE
123, 50-62, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 30, Rn. 21; BSG Urteil vom 30.4.2013 â�� B 12 KR
19/11 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 21 Rn. 13 m. w. N., juris; zur
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Abgrenzung zwischen BeschÃ¤ftigung und
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit vgl. BVerfG Kammerbeschluss vom 20. Mai 1996 â�� 1
BvR 21/96 â��, Rn. 7, juris). Die Zuordnung einer TÃ¤tigkeit nach deren Gesamtbild
zum rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt
voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden
UmstÃ¤nde festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und gewichtet, in die
Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar, d. h. den
Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen
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werden (BSG, Urteil vom 23. Mai 2017 â�� B 12 KR 9/16 R â��, BSGE 123, 181-188,
SozR 4-2400 Â§ 26 Nr. 4, Rn. 24, juris). Diese MaÃ�stÃ¤be gelten sowohl fÃ¼r
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH (vgl. zuletzt BSG Urteil vom 11.11.2015 â�� B 12
KR 10/14 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 28 Rn. 15 ff; BSG Urteil vom 29.7.2015 â�� B
12 KR 23/13 R â�� BSGE 119, 216 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 24, Rn. 17 ff, alle juris)
als auch fÃ¼r Directors einer englischen private company limited by shares, und
zwar ungeachtet der konkreten Bezeichnung des der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit
zugrunde liegenden Vertrags.

Der in Deutschland beschÃ¤ftigte KlÃ¤ger unterliegt als Director einer private
company limited by shares auch unter BerÃ¼cksichtigung des Rechts der
EuropÃ¤ischen Gemeinschaft grundsÃ¤tzlich der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenversicherung vergleichbar einem
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH (BSG, Urteil vom 27. Februar 2008 â�� B 12 KR
23/06 R â��, BSGE 100, 62-77, SozR 4-2600 Â§ 1 Nr. 3, juris). Denn fÃ¼r den
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer deutschen GmbH besteht keine Versicherungsfreiheit.
AnknÃ¼pfungsmerkmal der Vergleichbarkeit im Bereich des Sozialrechts ist die
Rechtsform des Unternehmens, bei dem das Organmitglied beschÃ¤ftigt ist (BSG,
Urteil vom 27. Februar 2008 â�� B 12 KR 23/06 R â��, BSGE 100, 62-77, SozR
4-2600 Â§ 1 Nr. 3, Rn. 30, juris), hier eine private company limited by shares.
Welche Kapitalgesellschaften in den Mitgliedstaaten als Parallelformen der
deutschen GmbH vergleichbar behandelt werden, regelt mit Wirkung vom
08.10.2004 die Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 08.10.2001 Ã¼ber
das Statut der EuropÃ¤ischen Gesellschaft (Verordnung) europaeinheitlich im
Anhang II zu Art. 2 Abs. 2. Danach sind der deutschen GmbH im Vereinigten
KÃ¶nigreich vergleichbar die private companies limited by shares und private
companies limited by guarantee having a share capital (vgl. BSG, Urteil vom 27.
Februar 2008 â�� B 12 KR 23/06 R â�� BSGE 100, 62-77, SozR 4-2600 Â§ 1 Nr. 3,
Rn. 32, juris). Dass die private companies limited by shares als
(Gesellschafts-)Rechtsform englischen Rechts bei einem horizontalen Vergleich mit
in der Rechtsform einer deutschen GmbH organisierten Gesellschaften gleichgesetzt
und deren Organmitglieder hinsichtlich ihres Versichertenstatus also mit
Organmitgliedern einer GmbH gleich behandelt werden, ist am MaÃ�stab der Art.
43, 48 Vertrag zur GrÃ¼ndung der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft (EGVtr) vor dem
Hintergrund einer typisierenden Betrachtung nicht zu beanstanden. Dabei ist
Leitbild der typisierenden Unterscheidung die finanzielle SoliditÃ¤t bzw.
SolvabilitÃ¤t des Unternehmens bzw. seine wirtschaftliche LeistungsfÃ¤higkeit und
sein Auftreten am Markt sowie der gruppenspezifisch vermuteten sozialen
SchutzbedÃ¼rftigkeit der Organmitglieder einer deutschen GmbH ebenso wie einer
englischen private company limited by shares (BSG, Urteil vom 27. Februar 2008
â�� B 12 KR 23/06 R â��, BSGE 100, 62-77, SozR 4-2600 Â§ 1 Nr. 3, Rn. 33, juris).

Bei der Abgrenzung von abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung und selbststÃ¤ndiger
TÃ¤tigkeit gelten bei GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung zufolge folgende MaÃ�gaben: Ist ein GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
zugleich als Gesellschafter am Kapital der Gesellschaft beteiligt, sind der Umfang
der Kapitalbeteiligung und das AusmaÃ� des sich daraus fÃ¼r ihn ergebenden
Einflusses auf die Gesellschaft von Bedeutung. Ein GmbH-Gesellschafter-
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist nicht per se kraft seiner Kapitalbeteiligung selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig, sondern muss, um nicht als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter angesehen zu
werden, Ã¼ber seine Gesellschafterstellung hinaus die Rechtsmacht besitzen,
durch Einflussnahme auf die Gesellschafterversammlung die Geschicke der
Gesellschaft bestimmen zu kÃ¶nnen. Eine solche Rechtsmacht ist bei einem GmbH-
Gesellschafter gegeben, der mehr als 50% der Anteile am Stammkapital hÃ¤lt. Ein
GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der nicht Ã¼ber diese Kapitalbeteiligung verfÃ¼gt und
damit als Mehrheitsgesellschafter ausscheidet, ist grundsÃ¤tzlich abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt. Er ist ausnahmsweise nur dann als SelbststÃ¤ndiger anzusehen, wenn
er exakt 50% der Anteile am Stammkapital hÃ¤lt oder ihm bei einer geringeren
Kapitalbeteiligung nach dem Gesellschaftsvertrag eine umfassende ("echte" oder
"qualifizierte"), die gesamte UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende SperrminoritÃ¤t
eingerÃ¤umt ist. Denn der selbststÃ¤ndig tÃ¤tige Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer muss eine EinflussmÃ¶glichkeit auf den Inhalt von
GesellschafterbeschlÃ¼ssen haben und zumindest ihm nicht genehme Weisungen
der Gesellschafterversammlung verhindern kÃ¶nnen. DemgegenÃ¼ber ist eine
"unechte", auf bestimmte GegenstÃ¤nde begrenzte SperrminoritÃ¤t nicht geeignet,
die erforderliche Rechtsmacht zu vermitteln (vgl. BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018
â�� B 12 KR 13/17 R â��, BSGE 125, 183-189, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 35, Rn. 21;
BSG, Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12 R 2/14 R â��, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr.
27, Rn. 28 mwN; BSG, Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 10/14 R â��,
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 28, Rn. 24; BSG, Urteil vom 29. Juni 2016 â�� B 12 R 5/14 R
â��, Rn. 39 ff; BSG, Urteil vom 24. September 1992 â�� 7 RAr 12/92 â��, SozR
3-4100 Â§ 168 Nr. 8; alle juris). Die fÃ¼r die Annahme einer selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit notwendige Rechtsmacht, die den Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in
die Lage versetzt, die Geschicke der GmbH bestimmen oder zumindest ihm nicht
genehme Weisungen der Gesellschafterversammlung verhindern zu kÃ¶nnen, muss
gesellschaftsrechtlich eingerÃ¤umt sein. AuÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrags
(Satzung) bestehende wirtschaftliche Verflechtungen (vgl. hierzu BSG, Urteil vom
29. Juli 2015 â�� B 12 KR 23/13 R â��, BSGE 119, 216-224, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 24,
Rn. 27; BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257
-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rn. 26; BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 R
14/10 R â��, Rn. 30, juris), Stimmbindungsabreden (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 11.
November 2015 â�� B 12 KR 13/14 R â��, BSGE 120, 59-69, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr.
26, Rn. 25, juris) oder Veto-Rechte (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 11. November 2015
â�� B 12 KR 10/14 R â��, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 28, Rn. 26, juris) zwischen einem
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sowie anderen Gesellschaftern und/oder der
GmbH sind nicht zu berÃ¼cksichtigen. Sie vermÃ¶gen die sich aus dem
Gesellschaftsvertrag ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht mit
sozialversicherungsrechtlicher Wirkung zu verschieben. UnabhÃ¤ngig von ihrer
KÃ¼ndbarkeit genÃ¼gen die das Stimmverhalten regelnden Vereinbarungen nicht
dem Grundsatz der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher
TatbestÃ¤nde. Im Interesse sowohl der Versicherten als auch der
VersicherungstrÃ¤ger ist die Frage der (fehlenden) Versicherungspflicht wegen
SelbststÃ¤ndigkeit oder abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung schon zu Beginn der
TÃ¤tigkeit zu klÃ¤ren, weil es darauf nicht nur fÃ¼r die Entrichtung der BeitrÃ¤ge,
sondern auch fÃ¼r die Leistungspflichten der SozialversicherungstrÃ¤ger und die
LeistungsansprÃ¼che des Betroffenen ankommt (vgl. BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz
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2018 â�� B 12 KR 13/17 R â��, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 35, Rn. 21-24, juris; BSG, Urteil
vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 13/14 R â��, BSGE 120, 59-69, SozR 4-2400
Â§ 7 Nr. 26, Rn. 27 m. w. N., juris). Ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
eines GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers liegt somit nicht vor, wenn dieser an der
Gesellschaft beteiligt ist und allein oder jedenfalls mit Hilfe seiner
Gesellschafterrechte die fÃ¼r das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis typische
AbhÃ¤ngigkeit vermeiden kann (BSG, Urteil vom 24. September 1992 â�� 7 RAr
12/92 â�� Rn. 18, juris). Ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ist daher vom
BSG verneint worden, wenn der GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Alleingesellschafter ist
(BSG, Urteil vom 25. Januar 2006 â�� B 12 KR 30/04 R â�� Rn. 23 m.w.N., juris;
BSG, Urteil vom 24. November 2005 â�� B 12 RA 1/04 R â�� Rn. 13, juris), wenn der
GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Ã¼ber die HÃ¤lfte des Stammkapitals der Gesellschaft
verfÃ¼gt (BSG, Urteil vom 25. Mai 1965 â�� 2 RU 176/59 â�� Rn. 21, juris; BSG,
Urteil vom 30. April 1976 â�� 8 RU 78/75 Rn. 17- juris; BSG, Urteil vom 17. Mai 2001
â�� B 12 KR 34/00 R â�� Rn. 15, juris; weitere Nachweise bei BSG, Urteil vom 24.
September 1992 â�� 7 RAr 12/92 â�� juris, Rn. 18, juris) und wenn der GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Ã¼ber eine SperrminoritÃ¤t verfÃ¼gt, um ihm nicht genehme
Weisungen der Gesellschafter zu verhindern (BSG, Urteil vom 27. Juli 1989 â�� 11/7
RAr 71/87 â�� Rn. 21 juris; BSG, Urteil vom 18. April 1991 â�� 7 RAr 32/90 â�� Rn.
25 juris; BSG, Urteil vom 30. April 2013 â�� B 12 KR 19/11 R â�� Rn. 16 m.w.N.,
juris). Bei Fehlen einer (maÃ�geblichen) Unternehmensbeteiligung hat die
Rechtsprechung des BSG bereits frÃ¼her eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung nur in
sehr eng begrenzten EinzelfÃ¤llen nicht angenommen, etwa bei
Familienunternehmen, wenn die familiÃ¤re Verbundenheit der beteiligten
Familienmitglieder zwischen ihnen ein GefÃ¼hl erhÃ¶hter Verantwortung schafft,
die beispielsweise dadurch zum Ausdruck kommt, dass die HÃ¶he der BezÃ¼ge von
der Ertragslage des Unternehmens abhÃ¤ngig gemacht wird oder wenn es aufgrund
der familienhaften RÃ¼cksichtnahme an der AusÃ¼bung eines Direktionsrechts
vÃ¶llig mangelt. Hiervon sei insbesondere bei demjenigen auszugehen, der â��
obwohl nicht maÃ�geblich am Unternehmenskapital beteiligt â�� aufgrund der
verwandtschaftlichen Beziehungen faktisch wie ein Alleininhaber die GeschÃ¤fte
des Unternehmens nach eigenem GutdÃ¼nken fÃ¼hre (BSG, Urteil vom 8.
Dezember 1987 Â¬- 7 RAr 25/86 â�� Rn. 31, juris). Diese Rechtsprechung hat das
BSG inzwischen zugunsten einer streng am Vorliegen von Rechtsmacht orientierten
Normanwendung aufgegeben. Eine vom rein faktischen, nicht rechtlich gebundenen
und daher jederzeit Ã¤nderbaren Verhalten der Beteiligten abhÃ¤ngige
Statuszuordnung sei mit dem Erfordernis der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs-
und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde nicht vereinbar (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz
2018 â�� B 12 KR 13/17 R â��, BSGE 125, 183-189, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 35, Rn.
21, juris; BSG, Urteile vom 29. Juli 2015 â�� B 12 KR 23/13 R und B 12 R 1/15 R â��
juris, Rn. 26, 30 sowie Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 10/14 R â�� juris,
Rn. 31; in diese Richtung bereits BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR
25/10 R â�� juris, Rn. 32). Vor diesem Hintergrund kann die von den fÃ¼r das
Leistungsrecht der ArbeitsfÃ¶rderung und das Recht der Unfallversicherung
zustÃ¤ndigen Senaten des BSG entwickelte sog. "Kopf und Seele"-Rechtsprechung
fÃ¼r die Beurteilung des sozialversicherungsrechtlichen Status nach Â§ 7 Abs. 1
SGB IV nicht herangezogen werden. Soweit auch der fÃ¼r das Statusrecht
zustÃ¤ndige Senat des BSG in der Vergangenheit vereinzelt hierauf
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zurÃ¼ckgegriffen hat, hat er dies inzwischen ausdrÃ¼cklich aufgegeben (BSG,
Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â�� B 12 KR 13/17 R â��, BSGE 125, 183-189, SozR
4-2400 Â§ 7 Nr. 35, Rn. 21; BSG, Urteile vom 29. Juli 2015 â�� B 12 KR 23/13 R und 
B 12 R 1/15 R â�� juris, Rn. 29, alle juris).

Bei der Statusbeurteilung ist regelmÃ¤Ã�ig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten
getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte
konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben
deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder
konkludente Ã�nderungen erfolgt sind. Diese sind ebenfalls nur maÃ�gebend,
soweit sie rechtlich zulÃ¤ssig sind. SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der
dokumentierten Vereinbarungen zu prÃ¼fen und auszuschlieÃ�en, dass es sich
hierbei um einen bloÃ�en "Etikettenschwindel" handelt, der unter UmstÃ¤nden als
ScheingeschÃ¤ft im Sinne des Â§ 117 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) zur
Nichtigkeit dieser Vereinbarungen und der Notwendigkeit fÃ¼hren kann, ggf. den
Inhalt eines hierdurch verdeckten RechtsgeschÃ¤fts festzustellen. Erst auf der
Grundlage der so getroffenen Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der
Vereinbarungen ist eine wertende Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus
der BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen und in einem
weiteren Schritt zu prÃ¼fen, ob besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon
abweichende Beurteilung notwendig machen (BSG, Urteil vom 18. November 2015
â�� B 12 KR 16/13 R â��, BSGE 120, 99-113, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 25, Rn. 17 m. w.
N., juris; BSG, Urteil vom 07. Juni 2019 â�� B 12 R 6/18 R â�� Rn. 14, juris).

Diese fÃ¼r einen Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH geltenden
MaÃ�stÃ¤be zugrunde gelegt (vgl. BSG, Urteil vom 27. Februar 2008 â�� B 12 KR
23/06 R â��, BSGE 100, 62-77, SozR 4-2600 Â§ 1 Nr. 3, Rn. 33, juris), ist der KlÃ¤ger
als Director der Beigeladenen zu 4. und Minderheitsgesellschafter ohne
SperrminoritÃ¤t abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt, auch wenn nach dem englischen
RechtsverstÃ¤ndnis die Satzung bzw. der Gesellschaftsvertrag (Articles of
Association) der Beigeladenen zu 4. vom 11.02.2008 dem Director eine von den
Gesellschaftern dem Grunde nach unabhÃ¤ngige, weisungsfreie Leitungsbefugnis
der private company limited einrÃ¤umt (Christoph Torwegge, Treue- und
Sorgfaltspflichten im englischen und deutschen Gesellschaftsrecht: GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer versus Director der Private Limited Company, Seiten 38 ff.;
Clemes Just, Die englische Limited in der Praxis, 3. Aufl. 2008, Seite 38, Rn. 144;
Ebert/Levedag in SÃ¼Ã�/Wachter, Handbuch des internationalen GmbH-Rechts, 2.
Auflage, Seite 769, Rn. 488).

Das Personalstatut der Beigeladenen zu 4. richtet sich nach der GrÃ¼ndungstheorie
(vgl. dazu: BGH, Beschluss vom 22. Mai 2019 â�� VII ZB 87/17 â��, Rn. 16, juris mit
Verweis auf BGH, Urteil vom 08. September 2016 â�� III ZR 7/15 â��, Rn. 13, juris)
nach englischem Recht, und zwar nach Table A (Companies [Tables A to F]
Regulations 1985 as amended by SI 2007/2541 and SI 2007/2826;
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/
uploads/system/uploads/attachment data/file/386523/TableAPrivate.pdf), den
Regelungen im Companies Act 1985 und insbesondere im Companies Act 2006 (im
Folgenden: CA 2006; http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2006/46/contents).
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Obwohl die Beigeladene zu 4. vor dem am 01.10.2009 mit allen Vorschriften
endgÃ¼ltig in Kraft getretenen CA 2006 gegrÃ¼ndet wurde ("registered but not
formed unter CA 2006"; vgl. Section 1 (2) Buchstabe CA 2006), fÃ¤llt sie aufgrund
der Ã�bergangsregelung in Section 28 CA 2006 grundsÃ¤tzlich in den
Anwendungsbereich des CA 2006 (vgl. Ebert/Levedag, Handbuch des
internationalen GmbH-Rechts, 2. Auflage, Seite 690, Rn. 70). In der Satzung der
Beigeladenen zu 4. wird die Anwendbarkeit der gesetzlichen Mustersatzung (Table
A to F) in der angepassten Fassung durch Regulation SI 2007/2541 fÃ¼r gÃ¼ltig
erklÃ¤rt, sofern die Bestimmungen (Articles) nicht ausgeschlossen oder
abgeÃ¤ndert wurden. Selbstgeschaffene Satzungsbestimmungen mÃ¼ssen die
Grenzen kodifizierten Rechts und des Fallrechts beachten und sind im Fall eines
VerstoÃ�es unwirksam (Ebert/Levedag, Handbuch des internationalen GmbH-
Rechts, 2. Auflage, Seite 709, Rn. 159). Die Satzung selbst muss in einer einzigen
Urkunde enthalten und in fortlaufenden Paragrafen unterteilt sein (Section 18 Abs. 3
CA 2006).

Die private company limited benÃ¶tigt zumindest einen Director, welcher die
Gesellschaft nach auÃ�en vertritt (Section 154 (1) und 155 (1) CA 2006; Ziff. 16
Articles of Association). Im Unterschied zu einem GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer (hier:
kraft Â§ 35 GmbHG) bezieht der KlÃ¤ger als Director der private company limited
die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungskompetenz aus der Ã�bertragung durch die Gesellschafter
in der Satzung und besitzt â�� nach der Satzung â�� eine grundsÃ¤tzlich
weisungsfreie, autonome Leitungskompetenz (Ziffern 22 u. 23 der Articles of
Association; Table A, Art. 70). Zwar kann die Reichweite des Table A, Art. 70 durch
Klauseln eingeschrÃ¤nkt und modifiziert werden; den Gesellschaftern eine
grundsÃ¤tzliche Weisungsbefugnis im Wege einer ordinary resolution (eines
einfachen Mehrheitsbeschlusses) einzurÃ¤umen wie bei einer GmbH (gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 47, 48 GmbHG; Roth/Altmeppen/Altmeppen, 9. Aufl. 2019, GmbHG Â§ 37 Rn.
14, 15), an die der GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 1 GmbHG
gebunden ist, ist jedoch nicht zulÃ¤ssig. Dies verstieÃ�e gegen das anerkannte
Prinzip der "Separation of Ownership and Control" (vgl. Christoph Torwegge, Treue-
und Sorgfaltspflichten im englischen und deutschen Gesellschaftsrecht: GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer versus Director der Private Limited Company, Seiten 41, 222,
263). Die Gesellschaftsformen unterscheiden sich daher im Bereich der Autonomie
der AusÃ¼bung der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis signifikant (Torwegge, a. a. O.,
Seite 222).

Dieser grundsÃ¤tzlich nur sehr eingeschrÃ¤nkten Weisungsbefugnis der
Gesellschafter einer private company limited gegenÃ¼ber der Art und Weise der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und der fast vollkommenen Freiheit der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis des Directors steht jedoch eine mittelbare
EinflussnahmemÃ¶glichkeit der Gesellschafter gegenÃ¼ber. So hat der
(Mehrheits-)Gesellschafter (hier: W â�¦) das Recht, den Director durch einen
einfachen Gesellschafterbeschluss jederzeit abzuberufen und einen anderen
Director zu ernennen (Ziff. 17 (A) und 20 der Articles of Assiociation; Section 168 (1)
CA 2006). Dieses Recht kann nicht durch die Articles of Association oder vertraglich
ausgeschlossen werden (Section 168 CA 2006; vgl. Clemes Just, Die englische
Limited in der Praxis, 3. Aufl. 2008, Seite 51, Rn. 193), was dem

                            18 / 23

https://dejure.org/gesetze/GmbHG/35.html
https://dejure.org/gesetze/GmbHG/47.html
https://dejure.org/gesetze/GmbHG/48.html
https://dejure.org/gesetze/GmbHG/37.html
https://dejure.org/gesetze/GmbHG/37.html


 

(Mehrheits-)Gesellschafter die Oberherrschaft Ã¼ber die Gesellschaft sichert. Es
gibt keine gesetzliche Regelung, die einen wichtigen Grund an die Abberufung eines
Directors knÃ¼pft (Torwegge, a. a. O., Seite 222), insoweit anders als in Â§ 38 Abs.
2 GmbHG. Daraus folgt, dass der KlÃ¤ger als Director, handelt er nicht im Sinne des
Mehrheitsgesellschafters, von diesem, ohne wichtige GrÃ¼nde dafÃ¼r benennen zu
mÃ¼ssen, jederzeit abberufen werden kann. Diese einfache MÃ¶glichkeit der
Abberufung kompensiert zu einem Teil die Freiheiten, die der Direktor bei der
private company limited genieÃ�t (Torwegge, a. a. O., Seiten 223, 35). Sobald der
Director abberufen wird, verliert er gleichzeitig sÃ¤mtliche Positionen innerhalb der
Gesellschaft (Just, a. a. O., Rn. 195). Der Anstellungsvertrag stellt kein Hindernis
fÃ¼r die Abberufung des Directors dar (Section 168 (1) CA 2006). Unerheblich ist
insoweit auch, ob der Mehrheitsgesellschafter von seinem Abberufungsrecht ihm
gegenÃ¼ber als Director tatsÃ¤chlich Gebrauch macht und tatsÃ¤chlich eine
Einvernehmlichkeit bei sÃ¤mtlichen Entscheidungen in der Gesellschaft besteht.
Allein entscheidend ist, ob W â�¦ als Mehrheitsgesellschafter dies im Falle eines
Konflikts rechtlich kÃ¶nnte (vgl. BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â�� B 12 KR 13/17
R â��, BSGE 125, 183-189, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 35, Rn. 15 â�� 20, juris).

Bei einer private company limited â�� wie der Beigeladenen zu 4. â�� werden
GesellschafterbeschlÃ¼sse grundsÃ¤tzlich mit einfacher Stimmenmehrheit (Section
282 (1) CA 2006; sogenannte ordinary resolution) verabschiedet, sofern Gesetz
oder Gesellschaftssatzung nicht ausdrÃ¼cklich eine andere Mehrheit verlangen
(Clemens Just, Die englische Limited in der Praxis, 3. Aufl. 2008, IV, Rn. 114).
GemÃ¤Ã� Table A, Art. 46 ist im Regelfall per Handzeichen nach KÃ¶pfen (show of
hands) abzustimmen und eine (geheime) schriftliche Abstimmung (poll) zu
beantragen, wozu ein Gesellschafter mindestens 10% der Stimmrechte von allen
stimmberechtigten Gesellschaftern haben muss (Table A, Art. 46 c). GemÃ¤Ã� Table
A, Art. 54 zÃ¤hlt bei der Abstimmung durch Handzeichen jede Stimme einfach nach
KÃ¶pfen, und zwar unabhÃ¤ngig von der Anzahl der Anteile (Section 282 ff CA
2006) und bei einer schriftlichen Abstimmung (poll), welche die rechtlich bindende
Abstimmung ist (Ebert/Levedag, a. a. O. Seite 760, Rn. 435), hat jeder
Gesellschafter eine Stimme fÃ¼r jeden von ihm gehaltenen Anteil (Ebert/Levedag,
a. a. O., Seite 760, Rn. 431). Folglich kann bei einem mit einfacher
Stimmenmehrheit zu fassenden Gesellschafterbeschluss W â�¦ als
Mehrheitsgesellschafter mit 70% der GeschÃ¤ftsanteile eine schriftliche
Abstimmung (poll) beantragen und den KlÃ¤ger kraft seiner durch seine
Gesellschaftsanteile verliehenen Stimmrechtsmacht Ã¼berstimmen.

Der Stimmbindungsvertrag vom 30.06.2008 rÃ¤umt dem KlÃ¤ger keine
SperrminoritÃ¤t gegenÃ¼ber dem Mehrheitsgesellschafter W â�¦ ein. Auf diese
vertragliche Bindung der Gesellschafter ist deutsches Recht anzuwenden. Eine
entsprechende konkludente Rechtswahl der Gesellschafter im Sinne von Art. 27
EGBGB (gÃ¼ltig bis 16.12.2009; Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 [Art. 3
Rom Iâ��VO] ist gemÃ¤Ã� Art. 28 Rom I-VO zeitlich nicht anzuwenden) ergibt sich
daraus, dass der (formularmÃ¤Ã�ige) Stimmbindungsvertrag in deutscher Sprache
abgefasst ist, Begriffe des deutschen Schuldrechts verwendet (KÃ¼ndigung,
selbststÃ¤ndiges Garantieversprechen, GesamtglÃ¤ubiger â�� und â��schuldner;
Vertragsbeitritt, Vertragsstrafe, KÃ¼ndigung) und die Gesellschafter keinen Bezug
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zur Satzung der Beigeladenen zu 4. hergestellt haben, weshalb auch das SG zu
Recht deutsches Recht zugrunde gelegt hat (Thorn in Palandt, 78. Auflage 2019,
Rom I 1 [IPR], Rn. 12; BGH, Urteil vom 13. September 2004 â�� II ZR 276/02 â��,
Rn. 18, juris). Die Bereichsausnahme fÃ¼r Fragen des Gesellschaftsrechts gemÃ¤Ã�
Art. 37 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB gilt fÃ¼r schuldrechtliche VertrÃ¤ge wie einen
Stimmbindungsvertrag nicht (vgl. juris Literaturnachweis zu Becker, NotBZ 2017,
1-5; Thorn, a. a. O., Rn. 12; Kraft in Wachter, Praxis des Handels- und
Gesellschaftsrechts, Teil 2, Seite 2421, Rn. 46). Wie das SG bereits zutreffend und
umfÃ¤nglich ausgefÃ¼hrt hat, ist die auÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrages von
beiden Gesellschaftern getroffene Stimmbindungsvereinbarung nicht geeignet, die
sich aus dem Gesellschaftsvertrag ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse mit
sozialversicherungsrechtlicher Wirkung zu verschieben, weil der
Stimmbindungsvertrag von jedem Gesellschafter und damit auch von dem
Mehrheitsgesellschafter aus wichtigem Grund gekÃ¼ndigt werden kann (Â§ 723
BGB; BSG, Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 13/14 R â��, BSGE 120, 59
-69, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 26, Rn. 25, juris). Schon die (bloÃ�e) MÃ¶glichkeit einer
ZerrÃ¼ttung unter den Gesellschaftern bzw. eines ZerwÃ¼rfnisses mit den sich
daraus potenziell ergebenden gesellschaftsrechtlichen Folgen (= Entfallen der
Stimmbindung des Mehrheitsgesellschafters und der StimmfÃ¼hrerschaft des
KlÃ¤gers infolge KÃ¼ndigung des Stimmbindungsvertrages) ist bei einer
Statusentscheidung, wie sie hier zu Ã¼berprÃ¼fen ist, wegen des Erfordernisses
der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde
stets zu berÃ¼cksichtigen (BSG, Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 13/14
R â��, BSGE 120, 59-69, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 26, Rn. 31, juris).

Selbst wenn englisches Recht zugrunde zu legen wÃ¤re, ist sowohl die
Stimmrechtsbindung als auch die Festlegung der Gesellschafterbeschlussmehrheit
in dem Stimmbindungsvertrag (shareholder agreement) ungÃ¼ltig, soweit sie mit
den (verÃ¶ffentlichten) Articles of Association der Beigeladenen zu 4. kollidieren
(vgl. Dear and Griffith versus Jackson [2013] EWCA Civ 89;
www://bailii.org/ew/cases/EWCA/Civ/2013/89.html), wie dies z. B. bei der
Abberufung des Directors aufgrund einfachen Gesellschafterbeschlusses der Fall ist.

Dazu wird die weit reichende GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis des KlÃ¤gers als
Director sowohl kraft der im Anstellungsvertrag vom 07.07.2008 (im Folgenden: AV)
getroffenen Regelungen als auch durch ausgeprÃ¤gte, sowohl im CA 2006 im
Einzelnen als auch durch Common Law/Fallrecht (Section 170 (3) CA 2006: certain
common law rules and equitable principles) geregelte LoyalitÃ¤ts- und
Treuepflichten (Sections 171-173, 175-177 CA 2006; duty to act in good faith; duty
to act with a proper purpose; duty not to fetter descretion; duty to disclose secret
profits; duty to avoid conflicts of interest) und Sorgfaltspflichten (Section 174 CA
2006; duty of care and skill) reguliert (Torwegge, a. a. O., Seiten 228, 229;
Ebert/Levedag, a. a. O., Rn. 497 â�� 502), durch welche der KlÃ¤ger in eine
vorgegebene Organisation zur Leistung fremdbestimmter Arbeit eingegliedert ist.
Bei Verletzung gesetzlicher Pflichten (statutory duties) oder aus der Verletzung von
Common Law-Pflichten ist der Director empfindlichen repressiven
HaftungsmaÃ�nahmen ausgesetzt (z. B. kann die Gesellschaft den Vertrag
anfechten, Gewinne des Directors abschÃ¶pfen, Schadenersatz fordern und den
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Direktor abberufen; Torwegge, a. a. O., Seiten 145, 264 bis 267; Ebert/Levedag, a.
a. O., Rn. 503 â�� 509). Bestimmungen in der Satzung (Articles of Association) und
dem Anstellungsvertrag, welche einen Director im Voraus von ihrer Haftung
freistellen, sind ungÃ¼ltig (Section 232 CA 2006). AuÃ�erdem darf ein Director,
dessen Pflichtverletzung die Gesellschafterversammlung sanktionieren soll, bei der
Entscheidung nicht mitstimmen (Table A, Art. 95; Section 239 CA 2006; Ringe/Otte
in Triebel/Illmer/Ringe/Vogenauer/Ziegler, Englisches Handels- und
Gesellschaftsrecht, 3. Aufl., 2012, Rn. 246, 247). Als Director leistet der KlÃ¤ger
nicht Aufgaben in eigener Regie und auf eigene Rechnung (BSG, Beschluss vom 04.
April 2018 â�� B 12 KR 51/17 B â��, Rn. 17, juris), sondern verpflichtet kraft seiner
Vertretungsmacht als Director die Beigeladene zu 4. (Section 40 CA 2006). Nach
seinem Anstellungsvertrag gehÃ¶ren zu seinen Aufgaben, u. a. seine Arbeitskraft,
Kenntnisse und Erfahrungen der Gesellschaft zur VerfÃ¼gung zu stellen (Â§ 1 Abs.
4 AV). Der KlÃ¤ger hat sich ferner arbeitsvertraglich dazu verpflichtet, Weisungen
der Gesellschafterversammlung und weitere vertragliche EinschrÃ¤nkungen zu
befolgen (Â§ 1 Abs. 2 AV). Dazu gehÃ¶ren u. a. der fÃ¼r den
Unternehmensgegenstand (Handel und Verwaltung von bzw. mit Immobilien)
bedeutsame, der ausdrÃ¼cklichen Einwilligung der Gesellschafterversammlung
bedÃ¼rftige Erwerb, die VerÃ¤uÃ�erung und Belastung von GrundstÃ¼cken und
grundstÃ¼cksgleichen Rechten (Â§ 2 a) AV). Auch wenn es â�� wie hier â�� an
konkreten arbeitskraftbezogenen Weisungen des Mitgesellschafters hinsichtlich Art,
Zeit und Ort der TÃ¤tigkeit fehlt, kann die aus dem Direktionsrecht des Arbeitgebers
folgende Weisungsgebundenheit des Auftragnehmers vornehmlich bei sogenannten
Diensten hÃ¶herer Art (z. B. ChefÃ¤rzte im Krankenhaus) eingeschrÃ¤nkt und zur
"funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess" verfeinert sein. Insoweit
spielt es keine Rolle, dass dem KlÃ¤ger keine konkreten Weisungen bzgl. Art, Zeit
und Ort seiner TÃ¤tigkeit erteilt werden. Somit ist die dem KlÃ¤ger als Director
eingerÃ¤umte Rechtsmacht in der faktischen Ausgestaltung nicht mit der einem mit
echter SperrminoritÃ¤t ausgestatteten beherrschenden Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer verliehenen vergleichbar (vgl. BSG, Urteil vom 29. August 2012
â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rn. 26 und
28, juris).

Vielmehr zeigt sich vorliegend in dem Ineinandergreifen der Articles of Association
der Beigeladenen zu 4. und den Regelungen im Anstellungsvertrag des KlÃ¤gers der
Spagat der Gesellschafter, die Machtbefugnisse des Directors, welche bei der
englischen private company limited im InnenverhÃ¤ltnis nur mittelbar
eingeschrÃ¤nkt werden, durch die schuldrechtlich vereinbarte
Weisungsgebundenheit an GesellschafterbeschlÃ¼sse weiter einzuschrÃ¤nken, um
unmittelbaren Einfluss auf die TÃ¤tigkeit des Minderheitsgesellschafter-Directors
auszuÃ¼ben, wie dies bei einer deutschen GmbH der Fall ist. Gerade im Hinblick
auf solche Gestaltungen der Gesellschaftsrechtslage ist es gerechtfertigt, fÃ¼r die
AbwÃ¤gungsentscheidung bei Statusfragen nicht allein auf die einem Gesellschafter
gesellschaftsvertraglich eingerÃ¤umte Stellung abzustellen, sondern sich primÃ¤r
an den vom (Sozial-)Gesetzgeber in Â§ 7 Abs. 1 SGB IV genannten â��
richterrechtlich nÃ¤her ausgeformten â�� Abgrenzungskriterien zu orientieren
(BSG, Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 13/14 R â��, BSGE 120, 59-69,
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 26, Rn. 24, juris).
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So wird die Zuordnung des KlÃ¤gers als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter auch durch die
arbeitnehmertypischen Regelungen im Anstellungsvertrag bestÃ¤tigt. Auch nach
dem englischen Fallrecht hat der Director nicht durch die Articles of Association,
sondern nur den Anstellungsvertrag Anspruch auf seine VergÃ¼tung
(Ebert/Levedag, a. a. O., Rn. 482). Danach trÃ¤gt der KlÃ¤ger kein entscheidende
Bedeutung gewinnendes unternehmerisches Risiko, das im Rahmen der
WÃ¼rdigung des Gesamtbildes zu beachten ist (BSG, Beschluss vom 16. August
2010 â�� B 12 KR 100/09 B â�� juris Rn. 10, m.w.N.). Denn dem KlÃ¤ger ist fÃ¼r
seine GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit ein festes monatliches Gehalt zugesagt (Â§ 3
Abs. 1 AV). Kosten und Aufwendungen im Zusammenhang mit seiner
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit werden ihm erstattet (Â§ 4 AV). Ein Anspruch auf 30
Tage Urlaub im Jahr und ein Anspruch auf Urlaubsabgeltung bei
Nichtinanspruchnahme (Â§ 5 AV) sowie ein Anspruch auf Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall (Â§ 3 Abs. 3 AV) sprechen als arbeitnehmertypische AnsprÃ¼che
ebenfalls fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung. Zwar legte die Beigeladene zu 4.
die Arbeitszeit und den Arbeitsort des KlÃ¤gers nicht bestimmt fest und verzichtete
insoweit (begrenzt) auf ein Weisungsrecht. Andererseits verpflichtete die
Beigeladene zu 4. den KlÃ¤ger aber, fÃ¼r die wirtschaftlichen, finanziellen und
organisatorischen Belange der Gesellschaft in bester Weise Sorge zu tragen (Â§ 1
Abs. 5 AV). All dies spricht fÃ¼r eine Eingliederung in eine vorgegebene betriebliche
Ordnung im Sinne der Interessen der Gesellschaft (vgl. BSG, Urteil vom 29. August
2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rn.
27, juris). Im Weiteren kann sich der KlÃ¤ger auch nicht mit Erfolg darauf berufen,
dass er Tantiemen erhÃ¤lt und am Gewinn der Gesellschaft beteiligt ist. Dadurch
lÃ¤sst sich weder ein Unternehmerrisiko des KlÃ¤gers noch eine beherrschende
Stellung herleiten, die zu dem Ergebnis fÃ¼hren kÃ¶nnten, dass der KlÃ¤ger in
seiner TÃ¤tigkeit als Director als SelbststÃ¤ndiger zu betrachten wÃ¤re. Bezogen
auf seine TÃ¤tigkeit hatte der KlÃ¤ger gerade kein Unternehmerrisiko zu tragen;
denn als Gegenleistung fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit stand ihm unabhÃ¤ngig vom
wirtschaftlichen Ergebnis der Beigeladenen zu 4. ein Anspruch auf die Zahlung
eines Entgeltes zu, wie dies fÃ¼r BeschÃ¤ftigte typisch ist. Bezogen auf die
geschuldeten Dienste hatte der KlÃ¤ger â�� wie jeder andere BeschÃ¤ftigte auch
â�� allein das Risiko des Entgeltausfalls in der Insolvenz des Arbeitgebers zu tragen
(BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268,
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rn. 29, juris). Vor dem Hintergrund, dass auch fÃ¼r
Arbeitnehmer die GewÃ¤hrung einer Tantieme nicht ungewÃ¶hnlich ist, ist eine
Gewinnbeteiligung fÃ¼r die hier im Vordergrund stehende Abgrenzung der
BeschÃ¤ftigung in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber
einem selbststÃ¤ndigen DienstverhÃ¤ltnis eher gering (vgl. BSG, Urteil vom 29.
August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr.
17, Rn. 28, m. w. N., juris). Der ZugehÃ¶rigkeit zu den BeschÃ¤ftigten der
juristischen Person steht auch nicht entgegen, dass der Director im VerhÃ¤ltnis zu
sonstigen Arbeitnehmern Arbeitgeberfunktionen wahrnimmt (vgl. BSG, Urteil vom
18. Dezember 2001 â�� B 12 KR 10/01 R â��, SozR 3-2400 Â§ 7 Nr. 20, Rn. 13,
juris). Folglich kann der KlÃ¤ger auch mit der Argumentation, dass er aufgrund
seines Know-hows faktisch als Kopf der Gesellschaft "wie ein Unternehmer" tÃ¤tig
werde, nicht durchdringen (vgl. BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â�� B 12 KR 13/17
R â��, BSGE 125, 183-189, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 35, Rn. 21-24, juris; BSG, Urteil
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vom 11. November 2015 â�� B 12 KR 13/14 R â��, BSGE 120, 59-69, SozR 4-2400
Â§ 7 Nr. 26, Rn. 27 m. w. N., juris).

Es liegen keine TatbestÃ¤nde vor, die generell eine Versicherungsfreiheit
begrÃ¼ndeten oder die Versicherungspflicht in einem der streitgegenstÃ¤ndlichen
Zweige der Sozialversicherung ausschlieÃ�en lieÃ�en. Ein spÃ¤terer Beginn
gemÃ¤Ã� Â§ 7a Abs. 6 SGB IV scheidet aus, da der Statusfeststellungsantrag nicht
innerhalb eines Monats nach Aufnahme der TÃ¤tigkeit gestellt worden, sondern erst
am 10.06.2014 bei der Beklagten eingegangen ist. Es handelte sich auch nicht um
eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung gemÃ¤Ã� Â§ 8 SGB IV; es lag keine
unstÃ¤ndige BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§ 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB III vor.

II.

Die Kostenentscheidung folgt aus den Â§ 193 SGG.

III.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG)

Erstellt am: 06.01.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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